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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom24 .Juli1933.

Bürgermeister Seitz eröffnet die Sitzung um 18 Uhr .Eswird
in die Tagesordnungeingegangen .Zunächstbeantragt St . R.Speiserdie
Wahldes amtsgührenden Stadtrates der Verwältungsruppe VII ,KarlHonay ,

zum amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe III auf die Dauer

der Abwasendnheit des amtsführenden Stadtrates der Verwaltungsgruppe III ,
Professor Dr .Julius Tandler ,vom 1 .Oktober 1933 bis vorausssichtlich
Februar 1934 .Der Verzicht des amtsführenden Stadtrates Prof .Dr .Tandåer
auf seine Bezüge während dieser Zeit wird zur Kenntnisgenommen.

Die Wahlwird durchgeführt und amtsführendenSt . R.Honay
zum amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe III gewählt .

St . R .Speiser berichtet nunmehr über die Neuregelung der Be¬

züge der städtischen Angestellten .Er führt unter anderem aus :DieWiener
Gemeindeverwaltunghat bis jetzt Kürzungender Bezüge ihrer Angestellten
und Arbeiter ,soweit es nur irgend möglich war ,zu vermeiden gesucht .
Seit demJahre 1919sind bis zumJahre 1931nur Bezugserhöhungenvorge¬
nommenworden ,die allerdings vielfach auch mit Steigerungen der Arbeits¬
leistungen verbunden waren .Im Interesse der Stadt Wienund derenBe¬
völkerung hat die Gemeindeverwaltung im Aemtern ,Schulen ,Betrieben und
Unternehmungen Reformen durchgeführt ,die alle eine sparsame undgut

arbeitende Verwaltung - und Betriebsmaschinerie mit gut bezahltem und
freudig mitarbeitendem Personel zum Ziel hatten .Eine Verschlechterung
der Bezugsverhältnissedieses städtischen Personals jeder Art ist fürdie
Gemeindeverwaltungäusserst unerwünscht .Jede SenkungvonGehaltenund

Löhnen trifft die allgemeine Wirtschaft durch die mit ihr verbundene

Konsumeinschränkungschwer .Jede solche Senkung verringert auch in irgend
einer Weise die Lebenshaltung und damit die Arbeit skraft des Personals :
Die würgende Wirtschaftsnot und die aus ihr entstandenen Verhältnisse

und Zustände haben die gute Absicht der Gemeindeverwaltung ,ihremPersonal
für die tatkräftige und freudige Arbeit stets das Beste zuzuwenden ,leider
bis zu einem gewissen Grad vernichtet .Als die Wirtschaftskrise sich

im Jahre 1931 zum ersten Mal auch auf eine wohlgeordnete Verwaltung stark
auswirkte ,war die Gemeindeverwaltung gezwungen ,auch ihren Angestellten
und Arbeitern eine Lohnkürzungim Ausmassevon 3 1/2 bis 6 1/2 %auszu - ¬
erlegen .Nun kämpft die Gemeindeverwaltung unter immer schwierigeren Ver¬

hältnissen gegen die ungeheuerlich verstärkte AuswirkungderKrise .
Schon seit 1930 haben Sparmassnahmen auf dem Sachgebicte eingosetzt
und immermehrwurdensoither die einzelnen Ansätzedes Budgetanach
Sparmöglichkeiten durchforscht und ein Haushaltungsvoranschlag nach dem
anderenweist seit diesermJahre stark ansteigende Einsparungenauf ,
die auf manchemGebiet schon fast unorträglich werden .Den " guten"
Ratschlägen ,endlich doch auf dem Personalgebiot die entscheidenden
Ersparungen zu suchen ,hat die Gemeindeverwaltungbisher imInteresse
der gesamten Wirtschaft und des eigenenpflichteifrigen Personales stets
widerstanden .Nun sind die letzten Hoffnungen auf die Bchebung oder doch
wenigsten Milderung der Krise zunichte geworden ,nun sind durchdie
NotverordnungenderBundesrogierungviele MillionenSchillingdomstädti¬
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achen Budget entzogen worden ,nun sind die letzten Reserveneiner
vorausschauenden und sparsamen Verwaltung angegriffen und werdennoch
houer verbraucht sein ,nunmussdie WienerGemeindeverwaltungzudem
Mittelgreifen ,gegendessenAnwendungsie sichsolangegesträubt
hat ,sie mussnundie Bezügedes gesamtenPersonalesinbeddutendem
Massekürzen .

FürdasJahr1933warnocheinVoranschlagerstellt ,dereinen
im Verhältnis zu den grossen Ziffern des Budgets nicht allzu sehr ins

GewichtfallendenAbgangvon . 7MillionenSchillingauswics .Wieder
Finanzreferent im Finanzausschuss vorgestern berichtet hat ,ist überdas
vorsichtig angenommenerückläufige Ergebnis der Einnahmen hinaus durch
Rückgängeauf demGebiet der Steuereinnahmen und ähnlichen Gebieten
für dasJahr 1933ein weitererAbgangvon20MillionenSchillingvor¬
ausgesehen .Die Ertragsanteile Wiens bleiben infolge des Sinkensder
Steuerkraft undinfolge der bekanntenMassnahmendes Bundesgegendie
Gemeindeschätzungsweise umweitere 32 . 4Millionen Schilling zurück .
DieAuswirkungdesneuenKrankenanstaltengesetzesverschlechtertdie .
Lage der Gemeinde um 6 .Millionen Schilling ,durch den Entzug der Steuer¬

einhebungverliert die Gemeindeheuer . 8MillionenSchillung undderBund
hat die 300Beamten ,die mit der Steuereinhebungfür denBundbeschäftigt
waren ,nicht übernommen ,sodass die Gemeindefür sie auch weiterhin Gehaltehat dasoder Persionen zu tragen hat .Der Finseroferent /infolge derveränderten

LageentstandeDefizit mit einer Summovon60bis 65MillionenSchilling
berechnet .

Sowiedie Gemeindeschonzu Beginndes hemrigenJahres andie
Angestellten der städtischen Strassenbahnen ,ein s Unternehmens ,auf das

sich die Wirtschaftskrise ganz besonders ausgewirkt hat ,herantreten
musste ,um von diesen Angestellten zur Verbesserung der Lage des Unter¬
nchmensBezugskürzungenzu verlangen ,so musste sie sich nunmehrunterdem
Druckder gänzlichverändertenFinanzlageder Stadt angalle übrigenAnge¬
stellten und Arbeiter mit dem gleichen Begehren wenden .In vielwächigen
Verhandlungenhaboich die Lageder Gemeinde,ihrer BetriebeundUnter¬
nohmungenmit den Vertretern der einzelnen Gruppen des Personalos undmit
den im Vertragaverhältnis zur Gemeinde stchenden Gewerkschaften erörtert .
ImLaufedieser VerhandlungenwurdendemPersonalalle gewünschtenAus¬

künfte gegeben ,die bisherigenSparmassnahmenwurdendurchbesprochen
und Hinweiso auf neue Sparmassnahmen ,wo sie sich durchführbar erweisen ,
gerneaufgenommen.

DioVertreter des PersonalsnahmenGelegenheit ,dieanvertraute :
Interessen verschiedener Gruppenaufzuzeigen und mit guten Gründenzu
verteidigen .Wennsich nun ,wie ich heute dem Gemeinderate mitGenugtu¬

ung berichten kann ,die Organisationen des Personales bereitgefunden

haben ,demErauchender GemeindeverwaltungentaprechendausfreiemEnt¬
schluss in eine sehr ins Gowicht fallende Herabsetzung ihrer Bezügeeinzu
willigen ,so ist dieses einerseits ein Beweis dafür ,dass die unbedingte
Notwendigkeit der Gchaltsabstriche vor den Vertretern ded Personals durch

die Darlegungen der Gemeindeverwaltung erwiesen werden konnte ,es ist abe
auch andererseits ein Beweis für die Solidarität der gesamten Angstollten
schafft ,Lehrerschaft und Arbeiterschaft der Stadt mit dem schwer leiden¬
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denVolkdioserStadt .
Ich muss rühmendhervorheben ,dass währendall dieser Vorhand¬

lungenvonall denGruppendesPersonalesstetsancrkannt,ja sogaraus
eigenemausgesprochenwurde ,dassdie Leistungender Stadt fürFürsorge
und Schule und soziale Zweckeüberhaupt nach Möglichkeitunangetastet
bleibensollenunddasssovielMittelals nurirgendmöglichfürBeschaf¬
fung vonArbeit und damit für die Linderungder Arbeitslosigkeitder
Bürger dieser Stadt bereitgestellt werden sollen .

St . R.Speiser bespricht sodanndie schonbekanntenNotmassnahmen
undfährt sodannfort :

DieBezügederFunktionärederGemeindeWienwerdenbekanntlich
nicht nachdemBesoldungsschemader Gemeindeangestollten ,sondernnach
demderBundesangestelltengeregelt .DahersinddieseBezüge,wiebeim
Bundunddarüberhinaus ,schonimJahre 1931erheblichgekürztworden,
währenddieGemeindeangestelltendamalsnureine . 5bis . 5ØigeKürzung
ihrer Bezügeerfahren haben .Die Funktignäreerhalten entsprechenddem
Bundesschema auch keine Sonderzahlungen .Der Bürgermeister ,die amtsführen¬

den Stadträte unddie nicht amtsführendenStadträte habenjodocham1 .Juli
1933auf15%ihrer Bezügeverzichtetundso die Kürzung ,die dieAnge¬
stellten zumgrösstenTeildurchdenWegfallderSonderzahlungenerfahren,
bei den Monatsbezügenauf sich genommen .Dadiese Funktionärebereits
im Jahre 193l/eine Verminderungihrer Bezüge um20 Prozent erfahren haben ,
so beträgt ihre gesamte Kürzungjetzt bereits ezwaein Drittel derfrüheren
Bezüge.DieBezügederübrigenFunktionärederGemeinde(Gemeinderäte,Bezirks-¬
vorsteher und Bezirksvorstcher - Stellvertreter ,Fürsorgeinstitutsvorsteher
und deren Stellvertreter )werden um ' 2Prozent gekürzt .DiePensionsbezü¬
go cvon Funktionären und deren Hinterbliebenen werden nach den neuen Pensions
botsimmungender Angestelltenbehandalt ,erfahrendemnachaucheineKürzung
um17Prozent,obwchlbeiihnensowiebeidenaktivenFunktionärenSondor¬
zahlungen nicht vorhanden waren .Für das Budget der Geneinde ergibt sich
durchdieBezugskürzungfürdaszweiteHalbjahr1933eineSummevonetwa
122MillionenSchilling .BeidonUnternehmungenwirddasErgebnisderAb-¬
schlüsseauf etwa5 bis 6 MillionenSchilling geschätzt .VomPersonalbudget
desMagistratesimAusmassvon180MillionenSchillingwirddurchAbstriche

ein Betrap von otwa 7 Prozent hereingebracht .Gemeindoverwaltung undVortre - ¬

tungdesPersonaleshabennachlangenmühseligenVerhandlungenjenemittlo-¬
re Linie gefunden ,die in einer die Interessen der VerwaltungunddesPersona
so tief berührendenFrage einen Ausgleich zwischenden Interesenn derGe¬
samtbevölkerungdieser Stadt unddenInteressen der städtischenAngestell-¬
tenundArbeiterbringt .Soschmerzlichesist ,dassdieKürzungenderBe-¬
züge vorgenommenwerdenmüssen ,so kanndehhdie Tatsache ,dass auch ineine
heiklenundschwierigenFrapdieBildungeineroinheitlichenMeinungund
der AbschlussvonVerträgenauf Grunddieser Meinungmöglichwar ,mitStolz
undGenugtuunghervorgehobenwerden,DenndieserAbschlussbewoist,dassdie
schwierigstenFragenimWegedorVereinkrungaufdemBodenderDemokratie
gelöstwardenkönnen .DeshalhdanktdieGemeindoverwaltungdenAngestellten
undArbeitern und ihren Vertretern für den BoweisbrüderlicherSolidarität
mitdemWienerVolk ,diesichin diesemAnschlusskundgibt,undfürdenBo-¬
weisdemokratischerGesinnung,diediesemAbshlusszuGrundeliegt .( Beifallbrd .Mohrheit).
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GR .Stöger ( christl . soz . )führt aus ,dass wieder einmalder
Marxistenweisheitletzter Schluss sei ,die Geldknappheitin denGemeindo¬
kassen durch eine Lohnkürzungbeim städtischen Personal wettzumachen .
AøDerBundhat ,trotzdemer unter der Wirtschaftskrisenichtwoniger
leidot als die GemeindeWien ,sein Versprechen ,die Bezüge seinen Per¬
sonales nicht mehrzu kürzen ,mit schwerster Mühegehalten .DieGemeinde¬
verwaltung bringt es aber fertig ,einem schwerverschuldetemPersonal
mit einemRuck15 bis 20 Prozent seiner Bezügeundmehrwegzunehmen.
DieVorlageist ein neuerBewois ,dass die Austromarxistenvielleicht
schr geeignot sein mögenzur Opposition ,niomalsaber zurVerwaltung,
nochdazueinepGemeinwesensvonder GrösseWiens .Seit sie dieVerältung
dieserStadtin denHändenhaben ,warensio immernurbestrebt ,dieEr¬
rungenschaften ,die das städtische Personal unter der christlichsozialen
Herrschafterworbenhat ,abzubauen .DieVorlageist aucheinmerkwür¬
diger Beweisfür die viel gerühmteDemokratiedieSozialedemkokraten.
WennbeimBundderart einschneidendeMassnahmenbeschlossenwerden ,wird
die Vorlage dem 25er Ausschuas unterbreitet ,in dem alle Parteien ver¬

treten sind .DieGemeindeverwaltungverhandeltnurmitdemVerbandder
städtischenAngestellten ,der ihr genehmist .Mankannhüervoneinem
Verhandlungsergebnis überhaupt nicht reden .Mit unferhörter Brutalitä
hat der selbe Dienstgeber ,der einst demstädtischenPersonalzurief ,
ihr braucht nur zu fordern ,umdie Bedeckunghabensich andere zukümmern ,
amBeginnder Beratungendie Erklärungabgegeben ,wonndas Personaleine
bestimmteSummenicht bewilligenwollc ,dannwerdeer sich dieGenehmigung
zurKürzuggdurcheinenGemeinderatsbeschlussholen .DasstädtischePerso¬
nal hat im Vörband der städtischen Angestellten keinen aufrechten Vertreter

es könnte daher für dieses Personal nur einen einzigen vernünftigenSchluss
geben :ausdemVerbandauszutreten ,der nurein Spielball ,wennnichts
Schlimmeresin denHändendesDienstgebersist .Dersozialdemokratischen
Ausmachungder Personalbchandlungist es zu verdanken ,dass in denweitesten
sshichtender Bevökkerungüber die Bezügedes städtischenPersonals

eineganzfalscheVorstellungherrscht .DerRednerbesprichteingchend1

die jeweilsvomBundundderGemeindebewilligtenGehaltserhöhungenund
soystigenZuwendungenundzichtdarausdenSchluss ,dassderBundgegenüber
seinen Angestellten jederzeit mehrEntgegenkommengezeigt habe .Nurwenige
Lichtblickeerhellendiese Vorlageundauchdiese sind parteiischauf¬
gezäumt .Er beantragt die Einschaltung einer Bestimmung ,wonach den An¬

gestellten ,die vor der während des Krieges zurückgelegten Militärdienst - ¬
zeit bereits provisorisch im Dienste der Gemeinde standen und nach der
Rückkehraus der Militärdienatzeit wiederin denGemeindedienstaufge¬
nommenwurden ,die Kriegsmehrdienstzeitunter denselbenBedingungenan¬
zurochnen/wirden übrigenAngestellten .

Gewissmusszugegebonwerden ,dass eine ReihevonGruppendos
städtischen Personals bessor entlohnt ist als anderoöffentlicheAnge¬
stellte ,aber den Vorsprungbestcht seit 1898 und wird ,soit demdie
SozialdemokrateamRudersind ,planmässigabgebaut .AlsDr .Luegerim
Jänner1898seinemustorgiltigeKumunalwirtschaftspolititkbegann ,hat

er als kluger Verwalterundaufrichtiger Freundder Arbeiter unddesPor¬
sonalsdie beträchtlicheArbeitsintonsivierungunddie gesteigerteLast
derVerantwortungnichtunbelohntgelasen .Unterdersozialdemokratischen
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Herrschaft sczte eine unmenschliche Arbeitsintensivierung ein ,wurde

eine kaumtragbare Last der Verantwortungvielen städtischonAngestellten
aufgebürdetunddie Errungenschaftender christlichsozialenHorrschaft
wurdenziel -undplanmässigabgebaut.

Umdie unleugbare Ebbe in den Gemeindckassen zu boheben ,müsste
mit einer wirklichen Verwaltungsreformeingesetzt werden ,die ohneRück¬
sicht auf das Farteiinteresse vonobenzu beginnenhätte .DasganzeVer¬
waltungsgobiet des Magistrates war einst in vier Gruppen geteilt ,an
deren Spitze Borufsbeamtestanden .Heutehabenwir ungokrönteKönige ,
einen regierenden ferzog und einen ungekrönten Kaiser im LandeWien
undjeder dieser Herrscherwill in seinemKönigreichfür dieherrschende
Partei ctwas Besonderes leisten .Die Vorlage ist ein beredter Beweis
dafür ,dass die herrschende Gemeindeverwaltung bar jeder Liebe zum

Personal ist und ,wasdie kinderreichen Familienanbelangt ,geradezuals
ein hirnefschreiendesVerbrechen bezeichnet werden muss .Wir können nur
deneinenWunschhegeh ,dass fenc W :Ige dazubeitragenmöge ,dassdie
vielen ,die noch von dem roten Irrwahn befallen sind ,endlich erwachen .
DioVorlagekannnur denbrennendenWunschauslösen ,es mögedieBevölkerun
auf die heutige Rathauswirtschaft bald zurückblicken können ,wie auf einen
überwundenenbösenTraum ,os mögein diesemHausewiederheimischwerden
der Wille und Geist des grossen Volksbürgermeisters Karl Lueger .(Leb¬
hafter Beifall bei denChristlichsozialen . )
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. . Holaubek( chr .soz . ) bemerkt,erglaube ,dass derRe- ¬
ferentes selbstunangenehmompfinde,solcheKostprobenvonLohrer-,
Beamten - undArbeiterfreundlichkeit im Gemeinderat vertreten zumüssen .
Manmuss sich/heute daran erinnermn ,dass gerade die städtischen Ange¬

stelltennach dem Umsturz der Mehrheit in grössen Massen zugeströmt
sind ,da sie nachalden Versprechungen ,die mandn AngestelltenundAr- ¬
beitern immergemacht hatte ,erhofften ,dass nunmehrdieRathausmehrmeit
für die städtischen Angestellten das paradiesische Zeitalter einleiten
werde .Sehr bald sind al lerdings die städt .Angestellten daraufgekommen,
dass es sich bei allen Versprechungennur umPopularitätshaschereigehandelt
ha be .Jetzt ,wo man mit derartigen Massnchmen gegen die Beamtenschaft vor - ¬
geht ,brauchtmanPrügelknaen .Dereine dieserPrügelknabenist dieWirt-¬
schaftskrise .Nunhat aber die soz .dem .Partei gar nichts getan ,umdie
Wirtschaftskrisezumildern ,sie hat imGegnteildurchihreSteuerpolitik
alles dazu beigetragen,um die „ Wirtschaft zum Ausbluten zu bringen .Der
zweitePrügelknabeistdr Bund ,der für alles verantwortlichseinsoll .
Nur verschwaigt man ,dass aus den Ertragsanteilen des Bundes von1924
bis 1932nicht wenigerals 956Millionender Gemeindekasæezugeflossen
sind .Der Bund hat zveifellos weitaus grössere Aufgaben zu erfüllen als

die Gemeindeunddie G,meindesollte sich vor Angenhalten ,dass,wennder
Bundnicht gedeiht ,auch die Gemeindenicht gedeihen kann .Eine Partei wie
die sozialdemokratischamüsstesich auf den Standpunktstellen ,dass
der LohnundGehalt eine Grundfagefür das wirtschaftliche Gedeihenist
unddassLohn -undGehaltskürzungendieWirtchaftslageverschlechtern
müssen .Dahat manvon Gemeindewegenden erwerbendenLuxusausgeschaltet ,
hat aber in der Gemeindeselbst einenübertriebenenLuzusgetrieben .Jetzt
hat manes so weit gebracht ,dass die städtischen Angestelltengrosse
Opferbringen ,unddass sich die Gemeindein ihren Investitionengrosse
Einschränkungen auferlegen muss .Das ist der Weisheit letzter Schluss :
Es ist Verrat amSozialismus,wasSie hier treiben undSiempun: .

3 . werdenes unter diesenUmständenverstehen ,dasswirdie
Zumutungen ,dieSiehierandiestädfischenAngestelltenstollen ,mit
Entrüstungablehnen( Lebh.Beifabl .b .d .Chr .soz. )

GR .Dr. Wernisch( chr .soz ) .bemerkt ,wennmanmit al lenseinen
Grundsätzensobrechenmuss ,wiees dieMehrheit
tut ,in demsie diese Vorlagen einbringt ,so heisst das nichts anderes ,
alsdasmandieFlinteinsKornwirft ,weilmannichtmehrweiterkann.
Die Massnahmen ,die da dem Personal zugemutet worden ,sind dasAalor - ¬
letzte Auskunftsmittel,dasüberhauptin Betrachtgezogenwerdenkann.
EhedieGemeindeverwaltungzudiesenMassnahmengreift ,hättesieprüfen
müssen,obsie sio nichtaufandereWeisevermeidenkann .Wirhabon
hnendurchdieJahrogezeigt ,wiemansparenkönnte ,wirhabenaber
zutaubenOhrengeredet .Schondie Vorrednerhebongezeigt ,aufwalche
Weisegepartwerdenkönnte.NocheinoSparmassnahm ,diemöglichwäre !Es
ist . B .nicht notwendig ,dass ein alleinstehender Mann mit einem Monats¬

einkommenvonca 600S 27 S Miotzuschussim Monatbekommt .EineDurchsicht
der bewilligterZuschüssewürdegrosseErsparnissobringon .DerRednorwen¬
det sich sodanndagegen ,dassdio in denVorlagondurchgeführteStaffelung
einesozilezunonnensei .In WirklichkeitbetragendieKürzungengenerell
112Prozentundfür die Einzelgehalte10Prozent .Dashoisst,manhat
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wideralle sozialen GrundsätzeStreichungenvon ' 5Prozentlinoar
durchgeführt ,so dass geradenochRuhegnüssevon100S undAktivitäts -¬
bezügevon200SvondenAbzügenfreislassenwerden.Dasist keinesoziale
Abstufung .SowiebisherkannesinderGemeindenichtweitergehen.
ManwillErsparungenmachen,umweiterdenLuxusderWohnhausbautentreiben
zu können .Manhat umteures Geld Wohnungengeschaffen und hat diese Woh- ¬
nungenganznachdenGrundsätzender Mehle it vielfachan sehrwohlhabende
zugereisteLeutevergeben.Dagegenhabensohrvielestädt .Angestelltehhaute
nachkeineWohnung .DiesenarmenLoute ,derenBezügejetzt sogekürzt
werden,könnteman'nigstenseinAequivalentdurchZuweisungeinerWoh-¬
nunggeben,unddafürdenWohlhabendenin denGeneindehäuserneinenhöherenMietzinsauferlegen.HierkönntenSiezeigen,obSiesozialdenken.DerRedner
erklärt schliesslich ,dassseine Partei aus ihren sozialenGewissen
horaus ,die Vorlagablehnenwerde .( Lebh .Beif . . d.Chr. soz. )

St . R.Speiserbemerktin seinemSchlusswort ,. . Holaubek
habemitseinerBehauptungsicherlichrecht ,dassesihmalsReferenten
nichtangenehmsei ,imGenoinderatVorlagenvertretenzumüssen,durchdie
denstädt .AngestelltendieihreArbeitimmertrevzgeleistethaben ,die
Bezügegekürztwerden. AberdieMehrheitstehtbeidiesenKürzungenuntereinemhartenZwangunterdensievorallemdurchdieKürzungengesetzt
wurde ,die der GemindeWiendurchdie Notverordnungenzugemuetetwerden.
GR.Holaubekhatvorgerechnet,wievieleMillionenErtragsanteilederGemeinde
vomBundimLaufederJahregegebenwordensind .Demgegenüberseifestge-¬stellt,dass sichdie Gemeindewiederholtbereiterkkärthat ,aufdieseEr-¬
tragsanteilezuvermichten ,wennihr widerdasSteuerzuschlagsrechtge¬
gebenwürde.GewissistesfürdieWirtschaftimmersclecht,wennAngestell-¬
tenundArbeiterndieBozügegekürztwerden,aberdiechr .soz .Rednerver-¬
gessonnur ,dassvonBundeswegendiesePolitikderKürzungvonAngestellten-¬
bezigen ,viel früherundausgiebigerpraktiziertwurde ,als/vonSeitoder

denSieEisenbahner,dieSozialversicherungsangestellten ,dieArbeits-¬
losenkönmendavonein Liedsingen .Eswirdsovieldavongesprorhen ,dass
sichdieGemeindein denvergangenenJahreneinenbesonderonLuxusorlaubt
hätte .Rächtigist ,dassin Zeitenwiedenheutigen ,Bauten,wiedasStadion
unddasAmalienbadnichtdurchgefüfirtwurden,undosist traurig ,dassder-¬solltengleichen heute nicht möglichist .AberdieseBauten , zu jenenZeitenals sie durchgeführtwurden llgemein anerkannten ZweckenderGesundheitspflegeundderSozialpolitikdierenundgeradesolcheBauten
habenzujenenZeitendazubeigetragen ,dassdamalsdieArbeitslosigkeit
in Wienvil geringerwarals in anderenBundesländern. !

. Wennhiergesagtwordenist ,dasswirdieFlinteins
Kornwerfen,soist darauf zu erwidern ,dass diese Vorlageder Ausdruckdes
Wilåensder Mehrheitin die semSaaleist ,die VerwaltungdieserStadtinvoll¬
kommengeregeltenBahnenzuerhalten,denAngestelltendieserStadtihreBezügszu garantierenunddie Wirtschaftdieser Stadt auchin Zukunftinvollkommen
ordnungsmässigerWeisezu führen .DerVorwurf ,dass diese Vorlageunsozial
sei,trifftnichtzu ,dajaschondasSchemaeinesozialeStaffelungauf¬weist .
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Zu demAntrage Stöger auf AnrechnungderKriegsmehrdienstzeit
bemerktderBerichterstatter ,dassbeidenausführlzichenErörterungen
dieserFragezugesagtwurde ,durchindividueeleLösungenAbhilfezu
schaffen ,under beantragdiesen Antragdergeschäftsordnungsmässigen
Behandlungzuzuführen .

DerHinweisaufden25erAusschusssei unzulässig,denndässer
AusschusskonntenurseinerMeinungAusdruckgeben .Wennaber ,wieim
Jahre 1931 ,eine VereinbarungzwischendenOrganendes Bundesunddem
Ausschussnicht zustande kam ,dannhat die RegierunggegendenWillen

Der Verband derdes Ausschusseseinfach das Parlament beschliessen lassen . städtischen
Angestelltenhat bei dieserVorlagedie InteressendesPersonalesmit
grosser WärmeundKraft verteidigt undbewirkt ,dass die Vorschlägeder
Gemeindeverwaltungin finanziellerHinsichtundin BezugaufdieRechts¬
fragenganzaussordentlicheingeschränktwerdenmussten.

Was die ahgeregteVerwaltungsrefrmbetrifft ,
so müssauch GR .Stöger wissen ,in wie hohemGrade die städtische Ver¬
waltungseit 1919durchdie verschiedendstenReformendenVolksbedürf¬
nissen angepasst wurd . .Die Geschichte von den ungekröntenKönigen
ist nicht ganzneu .Ein seinerzeitiges sehr bedeutendesMitgliedder
Oppodition hat sie schon vorgetragen .Dieses Mitglied der Opposition hat

es inzwischenzumGeneralgebracht ,währendich ein einfacherStadtrat
geblieben bin .( Lebhafte Heiterkeit und Zusti mungbei den Soz .dem. )
Wenn also schon solche Vergleiche gesucht werden ,dann wäre vielmehr An- ¬

lass gegebendie ungekröntenKönigenichtbei derGemeindeWien ,sondern
anderswo zu suchen .( Beifall bei den .Soz .dem . ) DieAusführungendes
GR .Stöger sind nichts anderes als der Versuch ,an demFeuer derVerhand¬
lungdieser Vorlagedie Parteisuppezu kochen .Aberwederdenstädtischen
Angestellten ,noch demWiener Volk wird diese Suppe schmecken .DasUrteil
damber ,ob die Austromarxisten zur Verwaltung unfähig seien ,könne man

könnenganzruhig der WienerBevölkerungüberlassen .DieSozialdemokraterAm. . .
bei allen Volksabstimmungenauf eine ständig ansteigende Wählera : ." 1
hinweisen .Deshalb sollte ein christlichsozialer Vertreter mit einor
solchen Behauptung etwas zurückhaltender sein .Dass die Sozialdemokratie
auch ihre Pflicht als Oppositionorfüllt ,ist sicherlich ein Grunddafür ,
dass man diese Opposmåtion im Bund ausschaltet .Als wahrer Demokrat

könne Redner nur wünschen ,dass die Christlichsozialen nicht nur in diesem
Saal von den Rechten der Opposition Gebrauchmachen ,sondern auchan
anderen Stellen dafür eintreten ,dass auch im Bund wieder die Möglichkeit

einer kontrollierdnden Oppositiongeschaffenwerde .Es hat denAnschein ,
als ob die Bundesregierung alles daransetzte ,die Bezüge derstädtischen
Angestellten an die Bezügeder Bundesangestellten volls tändig anzugleichen .
Die Vorlage bodeutet auf diesom Wege einen sehh grossdn Schritt .Der

Rednerkönnediesnurbedauern ,dennjederhöhereBezugderAngestellten
undArbeiter liege imInteresse der Aufrechterhaltungeinesordentlichen
Lebensstandards,under könnedomGemeinderatnurdie Bitteunterbreiton,

mitzuhelfen ,dass der Bundnicht noch mohr auf die Gemeindedrücke ,damit
den städtischen Angestellten ihre Bezügeerhalten bleiben könnon .(Leb¬
hafter anhaltenderBoifallbei derMehrheit . )
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DieAnträgedesReferentenwerdenunterAblehnungdesAn-¬
trages Stöger zumBeschlusserhoben .

St. . Dr. Dannebergberichtet sodannüberdieMassnahmen
zur Herstellungdes GleichgewichtesimHaushaltder GemeindeWienimJahre
1933. Erbemerkthiezu :DieseVorlagezeigt ,dassdieHerstellungdesGleich-¬
gwwichtesimGemeindehaushaltdurchausnicht nur„ wiedies einOpposi¬
tionsredner meinte ,auf Kostender städtischen Angestelltenerfolgt .Die
VerringerungderPersonalkosten ,diedurchschwereOpferderstödtischen
AngestelltenundPensionistenzustandekommt,machtfürdasheurigeJahrnichtmehrals12' 5Millionenaus ,sahrvielfürdieAngestellten,aberver-¬
hältnismässigsehrwenigfürdasDefizitderGemeinde.DasDefizitimheu¬
rigenGemeindehaushaltmussaufmehrals 60MillionenSgeschätztwerden.
WirhabenunsimvergangenenHerbstbemüht ,einenVoranschlagzuerstellen ,
der den Krisenverhältnissen Rechnungträgt ,die AuswirkungenderKrise
warenaber stärker,als wir sie damalsin Anschlaggebrachthaben .DieseAus-¬
wirkungenderVerschärfungderKriseaufdenGemeindehaushaltsindmit
etwa20Milliopeneinzuschätzen.Daswäreimmerhineinnochbescheidener
Rahmen ,in dmsich das Defizit der Gemeindehalten würde .Inabnormale
Vekhältnissesindwirdadurchhineingekommen,dassdieSundsgesetzgebung
insehrscharferWeiseindieGemeindefinanzeneingegriffenhat .St. R.
Dannebergweistin diesemZusammehhangzunächstaufdieEsseitiggne. ?
derGewährleistungsklauselhin .DerBundhatdiegeteiltenAbgabeninihrem
ErtragverfallenlassenundhatsichselhstneueSteuerquellengesucht,
derenErtragihmalleinzugutekommt.Dadurchwarerimstande,denKampf
gegenseinDefiziterfolgreichzuführen,hat sichabernichtdarumge¬
kümmert ,wasmitdenLändernundGmeindengeschieht .Geradeunterdiesen
Umständenhätte die Gewährleistungsklauselihre besondereBedeutung
gehabt .Abergeradein demAugenblick ,als sie das er stemalhätte
wirksamwerdensollen ,hatsiederBundmiteinerNotverordnungfürdasJahr
1933abgeschafftundzweiTagevor ,siner Gerichtsverhandlungüberdie
AuslegungdieserKlauelhatersieauchfürdasJahrl932beseitigt.Essoll
hier nichterörtert werden ,wiedasvomStandßunktdorRechtsordnungaus
zu beurteilen ist . Abervomfinanziellen Standpunktalloin hat dieseTat-¬
sache in der Zeit dos Rückgængesder geteilten AbgabenwachsendeBedeu- ¬
tung .GerechnetdachdemErgebnisdeserstenHalbjahres1933verliertdie
GemeindedurchdenWegfallderGewährleistungsklausel34' 5Millionen.
DiegeteiltonAkgabenmdiewirheuervomBundbekommenworden,werdenweni-¬
gerausmachen,als imJahre1923 .( HörtHört . . Mohrheit)Wirsindhier
alsoinderEntwicklungumeinvollesJahrzehnzurückgeworfen.Manspricht
oft davon ,diemarxistischeWirtschaftsei schulddaran ,dassesderGemeinde
so schlechtgehs .Hierist ein Beispielfür denRückgangbei denBundes-¬
steuern .DazukommtdieUebertragungderSteuereinhebungandenBund ,die
. .der Gemeindegegenüberder budgotiertenEinnahmeeinenVorlustvon

' 8anGebührengebrachthat . DerBundhatderGomeindedazunoch300Beamte
auf denHalsgelastot ,denener die Beschäftigungentzagenhat undhat
300Beamteneuoingestellt,undfürdiesevonderGemeindeInstruktorenver-¬
langt( HörtHörtb .d .Mehrheit).Essollhiornichtgesprochenwordenvon.
derBelastung,diedieGemeindedurchdasneueKrankenanstaltengesetzauf
sichhatnehmenmüssen.LässtmandieAuswirkungderGeyährleistungkklausel
für1932ausserBetracht,soergibtsichfürdasheurigeJahrdurchdie
MassnahmendesBundexeinEntfallfürdieGemeindevonhoMillionen.457
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Berücksichtig man ,dass in den bereits beschlossenen Voranschlagein
Defizit von ' 7Millionen enthalten war ,dass die Gemeindeauf dereinen
SeitewohlErsparungenmachen,abfderanderenSeiteaberUeberschrei-¬
tungenhabenwird ,wie bei der offenen Fürsorgeund bei anderenPosten ,
so ergibt sich ,dass sich das Defizit im heurigen J hr zwischen60 und65
Millionenbewegenwird .AuchderBundringtmitseinemDefizitundsucht
es zu bekämpfen . Tutdie Gemeindedasselbe,damn spricht wan von demZusammer
bruchder Gemeindwwirtschaft ,vondemZusammenbruchderBreitnerei,von
inkarnierter Brutalität ,von Verbrechenund dergleichen .Bs steht insbe - ¬
sonderederchr . soz .Oppositdonnichtan ,in solchenWortenüberdasDe-¬
fizit der Gemeindezu reden ,da schlie sslich die Bundesregierung ,die
durchihre MassnahmenzweiDrittel diesesDefizitsherbeigeführthat ,der
Chr .soz .Parteinahesteht,dadieTandenzendieserRegierungdenlebhaftes-¬
ten Beifall der Opposition im Gemainderatfinden .Werder GemeindeDutzen- ¬
deMillionenwegnimmt,darfsichdannnichtwundern,dasssie ihrTehen:
dennZauberersind wir schliesslich auchnicht .MeinVargängerimFinanz¬
ressort hat nochühærgrosseKasenbeständeverfügt ,Manhat ihneinem
Räubengenannt ,weiler SteuerneingenommenunddabeizeitweiligUeber¬
schüssegehabthat . HeutehabenwirleiderkeineUeberschüsseundkeine
Kassenbestände,sondernwiealle anderenöffentlichenKörperschaftenein
Defüzit .Heute gefällt Ihnen auch dieses Defizit nicht und Senennen
das denAusflusseinerunfähigenundbankerettenVerwalltung ,Mankannes
der Oppositionnicht recht machen .Aberdaraufkommtes nicht an .Denndie
Auffassungder Opposition über die Kassenbeständehat die Mehrheitder
WienerBevölkerungnicht überzeugenkönnen ,undich glaube sehr ,dass
auch ihre Anschauungüber das Entstehendes Defizits der Gemeindeund
seine Bekämpfungebenfalls nicht die Mehrheit der WienerBevölkerung
für sichgewinnenwird .WirmüssenalsoMassnahmentreffen ,umdasDefizit
zu dekken .Unter den 360 Millionem ,die der VoranschlaganAusgaben
ausweist ,sind 181Millionen ,das heisst die HälftePersonalkosten. Wenn
wirvonden60MillionenDefizitnur12 ' 5MillionenbeidenPersonalkosten,also
die/die volle Hälfte der gesamten Ausgabenausmachen ,bereinzubringen
versuchen ,so kannmanwohl nicht sagen ,dass das eine inkarnierte Bruta¬
lität ist,sondern musszugeben ,dass die Gemeindeauf diesemGebietwohl
nur ein Minimumvon ihrem finanziellen Standpunkt aus verlangt hat .

St . . Danneberggeht sodann die einzelnen Gruppen dersach -
lichen Ausgabendurch .Wasdie SchülzebetBifft ,so sind hier von70Mill¬
64 Personalausgaben .Weran dr Schulesparenwill ,mussalso vor alleman
Personal zu ersparen versuchen .Die so oft kritisierte Ausgabevonunent¬
geltlichen Lehrmitteln machtetwa eine Million aus ,Im Jahre 1933 ,wurden
für diese Zweckenahezu500 . 000Goldkronenausgogeben .Angesichtsder
heutigen Krise könntendannnicht mehrals etwa 200 . 000S erspartwerden ,
ein Betrag ,dr nicht in Betracht kommt .Auchdie Oppositionwird nichtver
langem ,dass die ganze Schulreform rückgängig gemacht wird ,aberselst
wennmandas wollte ,würdemanetwa 11oo Lehrer ersparen ,diepensioniert
werden müssten .Auf dem Ge biete des Schulwesens kann also so gut wienichts
erspart werden .Wasdie Fürsorgebetrifft ,so habendie chr . soz .Gemeinde-¬
räte in einer Eingabean den Bürgermeister dargelegt ,washiererspart
werdenkönnte .Es soll hier nicht davongesprochenwerden ,wasvondiesen
Vorschlägenfür die Mehrheitaus weltanschaulichenGründennichtannehm¬
bar ist und auh davon nicht ,dass vieles an den Berechnungender Eigabe

Pingabenicht stimmt .Aber selbst wenn alles was in der verlangtwürde ,
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würdenetwa 6 Millionen ,das ist ein Z,hntel des Füæsorgebudgets ,erspart
werder/können .Dieser Betrag ergibt sich aber nur dann ,wenn mannicht
berücksichtig,dass das freiwerdendePersonal in die andereVerwaltung
der Gemeindeübernommenwerdenmüsste .Berücksichtigt manauchdies ,so
schrumpft die Ersparung auf 4 oder 3 Millionen zusammen .

An den anderen technischen und wirtschftlichen Posten des
Buggets sind Dros selungen im weitesten Umfangevorgenommenwor denund
weitere Drosslungennicht mehrmöglich .

AmWohnhausbaukönnenErppamungenimheurigenJahr nichtmehr
empfohlen werden ,weil der Ertrag der Wohnbausteuer von heuer durch die

vollenBaukosten,derBauten ,die imGangsind ,aufgezerrtsind .Eswurde
hente vomAbge Stöger unter Hinweis iaf die WohnhausbautenderGemeinde
gesagt ,es sei das ein Bauvahnsinn .Wiemandarümerso reden kann ,ist
nicht zu verstehen ,wodie Regierung von ein paar Tagenin einæmamtli¬
chenCommuniquezugegebenhat ,dass nachMittel -undKleinwohnungennochimme
Nachfragebesteht .ImGegensatzzumGR .Stögermussmanvielmehrerklären ,
dassdasganze Baugewerbein Wien ,diesesSchlüsselgewabe,vondemdieBele-¬
bung aller anderen Gewerbeausgeht ,ganz darniederliegen würde ,wenndie
Gemeindeihre Butenhinstellenwürde.

Aufallen diesenGebietenist nichts zu ersparen .Dasheisst ,
die Gemeindemuss,soweit sie das Defizit nicht aus einer Verringerungder
fersonalkostendeckenkann,-wogegensichdiechr .soz .Parteiauchmitallen
möglichen starken Worten geäussert hat - dasDefizit auf anderem Wegzudecken
versuchen .DienormaleFormder Deckungdes Defizits ,die der Bundwählt ,bestent . aus ser in

UErsparungenin neuenSteuern ,in Steuererhöhungenund neuenAnlei¬
hen . DieseWegegehenwir nicht .Wirwollendie Bevälkerungnicht neubelas-¬
ten ,zumal der Bunddie Auffassung vertritt ,Steuererhöhungen sein ihmselbst
vorbehalten ,allenfalls nochchrosoz .verwalttetenLändern ,demLandWiengai
das aber nicht erlaubt . Dahat z,B . derPund in den letzten Tagendie
Tabakpreiseerhöht ,wovonmansichimJahreineMehreinnahmevon18Millio¬
nenerwartet .( Lebh.HörtHörtrufe. d .Mehrheit) .Vondiesen18Millionen
kommteinreichlichesDrittelausWien. Waswürdemansagen,wennwireine
Stetærvorlageeinbrächten,die6 bis8 MillionenErtraghtteeWirwollten
uns mit einer Anleihe beheEen ,aber der Bundlässt das nicht zu ,weiler
mitderKürzungderGeneineeinnahmenzwei politischeZieleverfolgt :
dieEinstellungderWohnhaustauten ,dieer imInteressederHusherrenher-¬
beiführenwill unddie KürzungderPersonalkostenderGemeindeaufdas
Bundesausmassherunter .

In dieser ausserordentlichen Lage bleibt uns nichts andres
übrig ,alszuausserordentlichenMassregelnzugreißen.DieGemeindehat
nocheinmal,dasgletztemaldie Gelegenheit ,so ausserordentlicheMittelzu
wählen. Wirbeantragen ,dassdie Rüklagenaufgelöstwerden ,die dieGemeinde
auf verschiedenen Verwaltungsgebietenangesammelthat,mit Ausnahmeder
Mietzinseder neuenWohnhausbaueen.FernerlegenwirdemstädtischenUnter¬
nehmen,dasin derbesbenwirtschaftlichenSituationist ,einOpferauf ,
indemseineReservenzurDeckungdesGemeindedefizitsherangezogenwerden.

Ichverhehlemirnicht ,undichsageesganzoffen ,dasswirimHorbstbeiAufstellungdesVoranschlagsfürdasnächsteJahrineiner
ausserordentlichschweerigenLageseinwerden .Denndie Steuereingängewer-¬
denimnächstenJahrnichtgrösserseinals heuer .Dasheisst ,wirmüssen
mitdemDefizitrechnen,daswirheuerhaben,jamiteinerVergrösserungdes159
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donnimheurigenJhr habenwirca 15MillionenEinnahmen,die sichim
nächsten Jhr nicht wiederholen werden ,sodass wir mit einemDeftzit
vonetwa80 Millionenfür das nächste Jahr rechnenmüssen ,demdie
Gehaltskürzunggegemübersteht ,die wirheutebeschlessenhabenunddie
für ein gganzesJhr 25Millionenausmacht,sodassnochimmer55Millionen
zurBedeckungübrigbleiben,eineausserordentlichschwierigeAufgabe,
vordie die Gemeindegestelltsein wird . Wirwerdenhoffentlicherfolgreich
versuchenkönnen ,mitdiesemDefizitfertig zu werden .Ich scheuemich
nicht ,das alles mit demnötigenNachdruckundErnst vor derganzen
Oeffenttlichekeit auszusprschen .Denndie ganzeOeffentlichkeitsoll
wissen ,wieernst die finanzielleLageist undinsbesonderesoll
sichdie BundesregieungüberdenErnstnichttäuschen . Esistvielleicht
nützlich,wennderGemeinderatheute ,daerdieseMassnahmenbeschliesst,
auchin einer Entschliessingder ganzenOeffentlichkeitundderBundes-¬
regierungseineMeinungüberdieseDangesagt .BeiderfinanziellenLage,
in dersichderBunddelbstbefindet ,ist dieBesorgnisnichtvnnder
Handzuweisen,dassaltediePläne,derGemeindeWienGelderwegzunehmen

. . . taufgegebensind .Ichmöchtedahervorschlagen,folgendeEntschliesaunganzunehmen:
460
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Entschliessung .

Der Gemeinderat erhebt im Nømender ganzen WienerBe- ¬
välkerung seine warnende Stimme gegenüber allfälligen Plänen der Bundes - ¬
regierung ,den ohnedies überlasteten Gemeindehaushaltdurchneuerliche
finanzielle Massnahmen noch mehr zu gefährden .

ImInteresseder WienerSteuerzahler ,vondenenallfälli -¬
ge neueEinbussender Gemeindehereingebrachtwerdenmüssten ;imNamen
der ArbeiterundAnggstelltender GemeindeWienundihrerPensionisten ,
derenLebenshaltungzerstört würde ;imNamender Arbeitslosenunddez
Gewerbes ,desenSchicksalvielfachvonder Arbeitsbeschaffungder
GemeindeabhängtsimNamenderFürsorgebedürftigen ,derenZahlinfolge
der Verschlechterungder Arbeitslosenfürsorgefortwährendwächst,for -¬
dert die BundeshauptstadtWienBeachtungihrer Lebensinteressendurch
dieBundesregierung.

DerGemeinderatstellt fest ,dassjedeSchädigungdes
Kredites der GemeindeWienzugleich eine schwere Schädigung ganzOester - ¬
reichs bedeutenwürde . "

Es gibt auch heute noch Menschen ,die darüberfrohlocken ,
wennes der Gemeindeschlecht geht .Diese Leute täuschen sich .Denndas
Schicksal der Gemeindeist nicht zu isolieren vondemSchicksalseiner
Bewohnerund von demSchicksal des ganzen Bundes .Darumsollen die Zu¬
sammenhämge ,die da bestehen ,erkannt werden .UnserePflicht ist es ,
uns zu mühen ,das GleichgewichtimGemeindehaushaltaufrechtzu
erhalten .Aberdie anderendürfenunsdasnichtunmöglichmachen .Fürheuer
sind wir imstande ,das Gleichgewichtherzustellen . WirwerdenimHerbst
voreinernochschwierigerenSituationstehen .Wirwollenhoffen ,dass
es gelingt ,auchdanndiese shewierigeSdtuationzu meistern( Lebh .Beifall
b .d .Mehrheit) .
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St . Rtin .Dr .Motzko ( christl .soz . )führt aus ,der Referent

hhbesich darin gefallen ,wideraller Weltdarzutun ,dassanallen
Schwierigkeiten der Gemeindeder böse Bundschuld sei .Es sind ihmaber
dabei einige kleine Fehler unterlaufen .Er hat vor allemvergessen ,
dass die Hauptursache für die reduzierten Einnahmen aller Gebietskörper¬
schaften die zurückgegangene Wirtschaftskraft der Bevölkerung ist ,
er hat auch vergessen ,anzuführen ,dass die Il jährige Verwaltungder
Sozialdemokraten sehr viel dazu beigetragen hat ,die Wirtschaftskraft
dieser Bevölkerungzu vernichten .DerReferenthät te auchzugebenmüssen,
dass die Aufrechthaltung des Gleichgewichtes im Bundeshaushalt für die
Allgemeinheit noch wichtiger ist als das Ringen der GemeindeWienmit
dem Defizit ,denn hinter dem Haushalt des Bundes steht immer der Wert
und Bestand der Währung .Sie haben auch an das kühne Aufbauwerkvergessen ,
das der grösste MannOesterreichs trotz allen Widerständen geschaffen
hat ,Sie haben vergessen ,dass auch der Bestand des Wiener Haushaltes

lediglich demSanierungswerkDr .Seipel ' szu verdankenist ( Beifall
bei denChristl . soz. ) ,undderDank ,denIhreParteidiesemMannggboten
hat ,bleibt in der Weltgeschichte verankert als eines derschmachvollsten
Kapitel in der Geschichte der sozialdemokratischen Partei .

Wenn der Referent darauf verwiesen hat ,dass der Bunddurch
neue Steuern sich leicht helfen kann ,so hätte er auch erwähnenmüssen ,
dassder Bundsich immerbemüht ,nur solcheBelastungsmassnahmendurch¬
zuführen ,die immerhin einen gewissen Luxus treffen ,wie zumBeispiel

die Verteuerung der Tabaksorten ,aber nicht die prømärsten Lebensbedürf¬
nisse des Volkes .Der Referent hätte auch sagen müssen ,dass derBund
Verpflichtungen zu erfüllen hat ,denen er süch nicht entziehen kann ,

während es sich bei der Gemeinde vielgach Emfreiwillige Leistungen

handelt .WennmanüberdieseDingespricht ,soll manehrlichsprechen,
aber nicht immernur aus der Froschperspektivedersozialdemokratischen
Partei .( LebhafteZustimmungbei denChristl . soz. )

DerReferenthat sich dannimeinzelnenmitdenbudgetären
Verpflichtungender Gemeindebefasstundsich darzustellenbemüht,
dass man auf diesen Gebieten keine Ersparungen machen könne .Was das

Schuldbudget anbelangt ,so ist niemals von einem Vertreter unserer Gruppe
das Verlangen gestellt worden ,die Anzahl der Lehrpersonen zuvermindern .

Wir haben im Gegenteil aus sachlichen Gründendes Schulbetriebes und
aus sozialen Gründenim Hinblick auf das notorischeJunglehrerelend
immerNeueinstellungen verlangt .Wohlaber stellen wir nach wie vordie
Forderung auf ,dass Sie nicht mehr Schuldbücher an die Kinder reicher

Elternverschwenden.Esist nicht richtig ,dassdasnurLappaliensind .
Sie könntenaus diesemTitel 700 . 000bis 800 . 000Schillingersparen .
EineweitereErpparniswärebeider nachAnlageundBetriebkostspieligen
und luxuriösen Kinderanstaltsfürsorge möglich .Wenn man die Anstals¬
fürsorge in eine freiwillige Fürsorgeverwandelte ,könntemanbeigutem
Willen mehrals 6 Millionen herausholen .Es hat sich )auch niemandgegen
denBauvonWohnungenan sich gewendet .Aberdass Sie dieseWohnungen
seit Jahren bauen unter rücksichtsloser Ausschöpfungdes Betriebs -und
Wohnkapitalsder freien Wirtschaft ,das ist der Wahnsinn ,denwirimmer
bekämpfen werden .( Beifall bei den Christl .soz . )
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Heute möchten Sie den Anleiheweg gehen ,nicht einmal zur Finanzierung
des Wohnbauprogramms ,sondern zur Deckung Ihrer Schulden .Es ist selbst¬

verständlich ,dass sich der Bundin diesem Augenblick den Wegzuseiner
Anleihenichtverrammelnlassenkann .Siemüssenendlicheinmalaufhören,
grosse Geldbeträgenin wirtschaftlichen Experimentenfestzulegen ,diewir
als nichts anderesbetrachtenkönnen ,dennals einen Versuch ,diefreie
Wirtschaft zu konkurrenzierenundeiner Vollsozialisierungzuzuführen .
DieGemeindeWienhat beispielsweiseschonimJahre1929daraufgedrängt,
dass eine Kapitalserhöhung bei der Wök durchgeführt werde ,und hat den
Bundvor die Alternative gestellt ,entweder die Kapitalserhöhung mitzu¬
machenoder sich seines Einflusses auf die Wökzu begeben .Hätte der
Bunddasgetan ,so wäreIhnendie Wökschonseit 1929einbereitwilliges
Instrument gewesen ,das Gastgewerbeder Vollsozialisierung zuzuführen .eA .
Ganzunverantwortlich ist es ,wenndas Fachblatt dersozialdemokratischen
GastwirtenundenMuthat ,die Wök-AngelegenheitdemBundeanzulasten
und zu schreiben ,dass die Christlichsozialen ja in der Verwaltungder
Wöksitzen und feete Pfründen einstecken .Ich als die einzige Vertreterin
der Christlichsozialen in der Wök stelle fest ,dass diese Behauptung
völlig aus der Luft gegriffen und eine niederträchtige Verleumdungist .
( Zustimmungbei denChristl . soz. )SolangeSienichtdenernstenWillen

haben ,Ihr SystemvomGrundauf zu ändern ,kannmanIhre Verwaltungnicht
ernst nehmenundich sagees nocheinmalimvollenBewusstseinderVer¬
antwortung ,die ich trage :Wenn Sie nicht im - Stande sind,in diese Ver¬

waltung Ordnungzu bringen ,dann gibt es nur einen Ausweg ,denStaats¬
kommissär . !( LebhafteZwischenrufebei den Sozialdemokraten .- ¬

. RtinDeutsch-Kramer:SchämenSiesich ! - GE .Beisser :EineScham¬
losigkeit ist das ! )SolangeSie nicht vonIhren Irrwegenabgehen,
könnanwir für Ihre Vorlagennicht stimmen . ABeffällbei denChristl .

soz . )
St . R.Dr .Dannebergerklärt ,er habe die Absichtgehabt ,

auf einige Ausführungen der Vorrednerin zu erwidern ,obwohl sie nur
Argumentevorgebracht hat ,die manschon öfters gehört habe .Aber
gegeheine solche Gesinnung ,wie sie St . RtinDr .MotzkoamSchlussge¬
äussert hat ,polemisiert mannicht ;daherunterlasse er es .( Lebhafter
Beifall bei denSoz. dem. )

Bei der Abstimmung werden Antrag und Entschliessung des
Referenten angenommen.
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Vizebgm .Emmerlingreferiert über den Antragbetreffendden
Umbauder Reichsbrücke .Er erinnert daran,dass die erste Anregzngzum
Umbaudr ReichsbrückevomBürgermeisterSeitzimJahre1928nineinem
SchreibenandendamaligenHandelsministerDr .Schürffgegebenwurde.
Seit diser Zeit fandenin dr AgelegenheitununterbrochenVerhandlungen
mit demPunde statt ,und erst im vorigen Jahre war es möglich ,die Grund- ¬
lagefür einenVertragzwischenBundundGemeindezufinden .DieBeitrags-¬
leistungderGemeindewind32 ' 2Prozertbetragn .DiegesamtenKosten
werdenaufetwasüber26Millionengeschätzt .NachdemvondenTechnikern
des Bundesundder Stadtbauamtesausgearbeiteten Entwurfwird dieFahrbahn
der Reichsbrücke 16 ' 5Meter breit sein ,aus ser zwei Geleisen der Strasen - ¬
bahndie die Mitteverlegt werden ,wirdes auf beidenSeite jezwoi
Fuhrwerksreihengeben .Es wirdeine Bauzeitvon4 Jahrenangenommen.
In dieser Zeit soll der Verkehrzur Notaufrechterhaltenwerden .Beindem
Bauder Reichsbrückewerdenca 1000 Menschenin den verschiedenstenFormen

in ihrer neuenGestaltBeschäftigungfinden .NachdemEntwurfewirddieReichsbrücke/eineZierde
unserer Stadtsenn .

GR. Dr.ZörnlaibbegrüsstdenvorliegendenEntwurfundspricht
die Hoffnungaus ,dass nunbald die Reichstrücken miss re ihr Endefinden
wird .Bedauerlichist es nur ,dassderAntragso apätimGemeineratverhande
wird . Andieser Verspätungtrifft nicht zuletezt den früheren Finanzrefe - ¬
rentendieSchuld ,derin VerkennungderBedeutungderReichsbrückefür
WienihrenUmbausabotiertunddenBundzuzwingenversuchthat ,dieKosten
ganz zu leisten . Wirwünschen ,dass der Bauschnelsstens durchgeführtwird ,
wobei bei der Auswahl der Entwürfe und bei den Bestellungen Prestige - ¬
fagen keine Rolle spielen dürfen .Bedenken haben wir vor allem in der Be- ¬
ziehung ,dass es an einem Finanzübereinkommen fehlt .Angeblich will die

Gemeindedie Ratenauf viele Jahrehinauserstrecken,waszu einerVerteu¬
erungdes Bauesführenmüsste .DassclwersteBedenkenhabenwirdagegen,
dassdie Beiträgeder GemeindeausdenEingängender Strassenbahnauf-¬
gebracht werden sollen . Hierwill man sich offenbar einen Vorwand für eine
Tariferhöhungschaffen ,wogegenwir uns auf das schärfste verwahren .Der
Rednerbeantragt ,dassderBeitragderGemeindezurGänzevonderHoheits-¬
verwaltunggetragen werdensolle underklärt ,dass seine Partei,wenndies
im Antragnicht zugestimmtwürde ,gegendiesen PunktdesUebereinkommens
imübrigenaberfür dasUebereinkommenstimmenwerde( Beifall. . Chr. soz2.

GR. Hörmayer( chrssoz . ) erklärtebenfalls ,dass derBeginn
des Umbauesder Reichsbrückedurch die Haltungder WienerGemeindeverwaltur
vorzögert wordensoi ,worauf Vizebgm .Emmerlingin seinem Schlusswortfest - ¬
stellt ,dass BüggermeistorSeitz schonam14 .Juni 1928an dendamaligen
HandelsministerDr .Schürff ein Schreibengerichtet habe ,in demerauf
die Notwendigkeit der Regelung der Roichsbrückenfrag verwies und .
auch die Bereitwilligkeit der Gemindezur KostentragungzumAusdruck
brachte .DieG,meindehabesich immerwiederbemüht ,dieReichsbrücken¬
frage so rasch als möglichzulösen .
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Der Referentenantrag wird unter AblæhnungdesGR.
Zörnlaib angenommen . oEs folgt die Behanlungeine dringlichender

. RtinMotzkoundGenossen ,in der unter Hinweisauf die Aufhebungdes
Erlassesdes Unterrichtsministeriumsvom10 . April1919,wordurhdiedurch
diesenErlassausserKraftgetretenenn§§10,63,71und191derSchul -und
UnterrichtsordnungwiederinnGeltunggetreten seien ,vomBürgermeisterver - ¬
langt wird,er mögeunverzüglich an den geschäftsführendenPräsidenten
des Stadt schulrates die Weisungergehenlassen ,dass diekonfessionslosen
Schulleitersoraschals möglichvonihremPostenenthobenunddiese
Stellen mit katholischen Lehrpersonenersotzt werden . der DringlichkeitG .RtinDr .Motzkobezeichnetes in einerBegründungdesAn¬
tragesals ein . 'unesträglicheFrovokationfürdiekatholischeSchul¬
jugendunddiekatholischeElternschaft ,dassxeinkonfessionsloserSchul¬
leiter die Ueberwachnungder Kinder bei den religiösen Uebungendurch¬

f hrensoll . EshandeltsichhierumdieWiedorgutmachungeinesaltenUnreehtes .

BürgermeisterSeitzbemerkt,erhabegezögert,aufdiesen
Dringlichkektsantragüberhaupteinzugehen ,weil er sich nicht demVerdacht
aussetzen wolle ,sich mit jemandenin eino Pojemikeinzulassen ,der
denRechtshestanddes WienerGemeinderatesnegiert .In demDringlichkeits¬
antragist abereineganzunwahreBehauptungenthalten ,undausdiesem
Vrundeseheersichgezwungen,daraufzurückzukommen .Esmussfestgestellt
werden,dassnirgendsdieBeaufsichtigungreligiöserUebungenvonSchul¬
kinderndurchLehrpersonen,die einenanderenoderkeinenGlaubensbekennt¬
nisangehöron,erfolgt .DaswürdedemArtikel48desReichsvolksschulge-¬
setzeswidersprechen.WemeinsolcherFallbekanntwird,mögeihnzurAnzeig
bringen,derStadtschulratwirdsofortdagegeneinschreiten.DieZumutung,
ichmögeeineWeisungerteilen ,damitkonfessionsloseSchulleitersoraschwiemöglichvonihrenPostenentferntwerden,mussichablehnen.DasGosstz
gibthiezukeineMöglichkeit .IchbinauhwederwillersnochinderLage,
geltendeGsetzedurchVerfügungenoderApordnungenzuändern.IchhabeaufdieVerfassungeinGelöbnisgelsistetundwerdedieVerfassunghalten .(StürmischeBoifabl. .Spz.dem. )DieVerfassungregeltalleKonfessions-¬
fragenineinereindeutigenWeiszundeswirdniemandemgelingen,michvon
demBodenderFerfassungabzudrämgen.Geradoin einerZeit ,in dercsso
häufigvorkommt,dassmanmitallerhandAuslegungskünstendenklarnn
AnordnungenderVerfasgungwiederspricht,dassmangoltendeGesotzesoft
inverfassungswidrigerWeiseausserKraftsetzt ,istesPflichtjedes
öffentlichenVerwaltersshstrengeanseinAmtsgeläbnisundandiegel-¬
tendenGsetzezuhalten.DeshalblehneicheinesolcheZumutungab(Stür¬miskherBeifallb .d .Mehrheit!¬

465 SchlussderSitzung22Uhrho.
Bogmnabfertigung22Uhr50 .
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